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Bis in die 80er Jahre des letzten Jahrhunderts 
gab es eine «eidgenössische Schweiz», basie-
rend auf den Errungenschaften der französi-
schen Revolution, nämlich auf «Liberté, Ega-
lité, Fraternité» oder – etwas anders formuliert 

– auf Solidarität, gegenseitigem Respekt und 
Chancengleichheit, garantiert durch einen 
starken Staat. Auch die Erfahrungen aus dem 
zweiten Weltkrieg wirkten noch lange nach, 
die besagten, dass die verschiedenen Bevöl-
kerungsgruppen sich gegenseitig zum Über-
leben brauchten. Das sind vergangene Zeiten. 
Heute beherrschen andere Kräfte das Feld! 
«Mehr Freiheit, weniger Staat» hiess es bei den 
Rechten – wie wenn diese zwei Begriffe von-
einander unabhängige Grössen wären. «Macht 
Gurkensalat aus dem Staat» war die Parole der 
Linksautonomen. Diese Postulate sollten ra-
scher in die Realität umgesetzt werden als ge-
dacht. Und die Auswirkungen sind verheerend.
Seit Jahren bestimmt hierzulande die Um-
verteilung des Besitzes von unten nach oben 
das politische Klima («Feudalisierung der 
Schweiz»). Besitzende werden noch und noch 
begünstigt, und es entsteht eine Zweiklassen-
gesellschaft, in der die weniger Bemittelten 

Wohlen   2020:   Welche   Gemeinde   wollen   wir? 
Eine   feudale   als   Heimat   für   wenige   oder 
eine   «eidgenössische»   als   Heimat   für   alle?

zunehmend unter Druck geraten. Der unselige 
Steuerwettbewerb unter den Kantonen, die 
katastrophale schweizerische Unternehmens-
steuerreform II und das stete Bemühen der 
Rechtsbürgerlichen, dem Staat die notwendi-
gen Mittel zu entziehen, und schliesslich das 
unaufhörliche Schlechtmachen der staatlichen 
Institutionen haben in unserer Gesellschaft tie-
fe Spuren hinterlassen und gewaltigen Scha-
den angerichtet. Und auch in unserem Kanton 
Bern übernehmen zunehmend rechtsbürger-
liche Kreise diesen Takt, so dass nach dem 
hausgemachten Desaster nur noch rigorose 
und einschneidende Budgetreduktionen den 
Staatshaushalt im Lot halten. Ein vorläufiger 
Gipfel wurde erreicht, als die rechtsbürgerli-
chen Parteien mithalfen, die Motorfahrzeug-
steuern zu senken, so dass dem Staate Bern 
weitere dringend notwendige 100 Millionen 
Franken Einnahmen verloren gingen. 
Seither sind die entsprechenden Politiker nach 
ihren bösen Taten ihrem Sparwahn definitiv 
erlegen, kennen sie doch kein anderes The-
ma mehr. Der Grosse Rat überschlägt sich 
mit Vorschlägen, wie und wo die Bernische 
Finanzzitrone noch weiter ausgepresst wer-
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den könnte: Einsparungen bei der öffentlichen 
Sicherheit, bei den Sozialleistungen, bei den 
Schulen, im Gesundheitswesen, insbeson-
dere in der gemeindenahen Psychiatrie, und 
schliesslich in der Suchthilfe, wo der Kanton 
über Jahrzehnte eine einzigartige Pionierrolle 
einnahm. Natürlich, den Begüterten tut das al-
les kaum weh, gibt es doch beispielsweise Pri-
vatkliniken, Privatschulen, private Sicherheits-
firmen und private Spitex mit beispielsweise 
osteuropäischem Personal. Bluten sollen alle 
andern, die weniger Bemittelten, die auf ei-
nen starken Staat angewiesen wären. Da wird 
auf dem Rücken vieler Benachteiligter Steuer-
politik der ganz üblen Sorte und ein rasanter 
Umbau unserer Gesellschaft mit schlimmen 
Auswirkungen betrieben. Den rechtsbürgerli-
chen Kräften ist eine solche Entwicklung egal, 
Hauptsache ist, dass Steuern reduziert wer-
den. Welch erbärmliche politische Agenda! Es 
interessiert nicht, dass dabei an den Grundfes-
ten des Zusammenlebens gerüttelt und unser 
Staatswesen an den Rand des Abgrunds ge-
führt wird und auf diese Weise droht, schliess-
lich vor die Hunde zu gehen.
Das alles sei «eidgenössische» und kantonale 
Politik und habe mit Wohlen nichts zu tun? Weit 
gefehlt! Man lese nur das letzte Editorial in den 
«Gemeindeinfo» vom September 2013. Da pro-
pagiert einer der Ober-Exponenten der Wohl-

ener Rechtsbürgerlichen doch tatsächlich 
weitere Einsparungen und Steuerreduktionen, 
wohl ebenfalls zum Nachteil der Schwächsten 
und Bedürftigsten, zu Lasten derer, die ohne-
hin zu den Verlierern der Globalisierung gehö-
ren. Bleibt zu hoffen, dass sich die Wohlener 
Stimmbürgerinnen und Stimmbürger bei den 
kommenden Gemeindewahlen an solche Aus-
sichten erinnern.
Und schliesslich sei am Rand und fast anek-
dotisch erwähnt, dass der besagte Schreiber 
vom rechten Rand des politischen Spektrums 
wie alle seine Vorgänger einmal mehr versucht, 
die vor Jahren demokratisch gefällte Entschei-
dung zum Bau eines Uferweges zu hintertrei-
ben. Wie wenn es kein Seeufergesetz, keinen 
Beschluss der Gemeindeversammlung und kei-
nen Beschluss des aktuellen Gemeinderates 
gäbe. Oder ist das Ganze nur Schaumschläge-
rei? Man sieht jedoch: «Volksbeschlüsse» sind 
in diesen Kreisen nur gültig, wenn das Volk 
«richtig» entschieden hat. Vielleicht sind auch 
solche Machenschaften bei den kommenden 
Gemeindewahlen einen kurzen Gedanken wert.

Ueli Corrodi, Vizepräsident der SPplus. 
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Es sei nicht verhohlen, dass die SPplus sich 
etwas schwertut mit dem an der nächsten Ge-
meindeversammlung zur Abstimmung kom-
menden Ortspolizeireglement, obwohl dieses 
einige positive Neuerungen bringt. Warum ist 
das so? Es hat damit zu tun, dass das Regle-
ment anfänglich wie ein Hüftschuss in einem 
schlechten Western daherkam; die (nachweis-
lich falsche) Wodka-Geschichte trug dazu bei, 
dass in der Presse nur über die problemati-
schen Artikel geschrieben wurde. So war be-
reits Feuer im Dach, noch bevor ein partizipati-
ver Prozess überhaupt hätte in Gang kommen 
können. Wie schon beim unseligen strategi-
schen Schulschliessungsentscheid hat es das 
Präsidialdepartement nicht geschafft, eine der 
Thematik angepasste Informationsstrategie zu 
entwickeln. Im Übrigen wurde durch die Art 
und Weise der Kommunikation die Jugend ge-
nerell in ein schlechtes Licht gestellt. Das ist 
nicht akzeptabel. Wenn nicht die SPplus-Ge-
meinderätInnen darauf gedrängt hätten, die 
Vernehmlassung für alle Einwohner zu öffnen 
und eine öffentliche Informations- und Diskus-
sionsveranstaltung durchzuführen, hätten die 
nicht in einer Partei organisierten Bürgerinnen 
keine Möglichkeit gehabt, sich zu äussern. An 
der Veranstaltung vom 9.9.2013 sind dann aber 
einige wichtige Punkte doch noch zur Spra-
che gekommen und mindestens teilweise in 
die nun vorliegende Fassung eingeflossen, so 
zum Beispiel eine Präambel, wie sie die SPplus 
bereits in der Vernehmlassungsantwort vom 
20.2.2013 vorgeschlagen hatte (die ganze Ver-
nehmlassungsantwort kann im Internet unter 
www.spplus-wohlen.ch nachgelesen werden). 
Es sind nicht alle unsere Vorschläge aufge-
nommen worden, einige jedoch schon. Wir 
sind bereit, einige «Kröten» zu schlucken. Drei 
Artikel allerdings sind für uns mindestens in 
der vorliegenden Form unannehmbar. Es sind 
dies die Artikel 15, 17 und 19. 

Der Artikel 15 postuliert ein Aufenthaltsverbot 
auf allen Schularealen zwischen 23.00 und 
06.00 Uhr. Wir sind nicht blauäugig und se-
hen durchaus, dass zurzeit eine gewisse Pro-
blematik besteht; dies geht aus Schilderungen 
der Hauswarte klar hervor. Wir würden dem 
Gemeinderat jedoch gerne ein Instrument in 
die Hand geben, das es ihm erlauben würde, 
den Aufenthalt an den jeweils neuralgischen 
Punkten für eine begrenzte Dauer (z.B. für 
zwei Monate) zu verbieten. Es könnte ja sein, 
dass plötzlich nicht mehr die Schulhausarea-
le «In-Places» sind, sondern andere Orte oder 
Plätze. Wir denken nicht, dass es sinnvoll wäre, 
bei jeder neu entstehenden Problemzone das 
Ortspolizeireglement zu ändern. Die Nennung 
von bestimmten Örtlichkeiten ist also keine 
sehr weitblickende Lösung.
Der Artikel 17 befasst sich mit der Videoüber-
wachung. Diese ist im kantonalen Polizeige-
setz in den Artikeln 51 bis 51f geregelt. Im Orts-
polizeireglement müsste definiert werden, wer 
die Kompetenz hat, einen Antrag auf Überwa-
chung zu stellen. Unserer Ansicht nach müss-
te diese Kompetenz dem Gesamtgemeinderat 
übertragen werden. Generell sind wir für eine 
sehr zurückhaltende Anwendung der Video-
überwachung.
Mit dem Artikel 19 würde ein Ausgehverbot 
zwischen 22.00 und 06.00 Uhr für unter 12-Jäh-
rige eingeführt. Auch wenn der Gemeindeprä-
sident nicht müde wird zu betonen, es handle 
sich nicht um ein Ausgehverbot, so ist es halt 
doch eines. Ein solches Verbot ist unsinnig. 
Selbstverständlich sind auch wir nicht der An-
sicht, unter 12-Jährige sollten die ganze Nacht 
in der Gemeinde herumstreunen. Wenn dies 
doch vorkommen sollte, müssten die zuständi-
gen Stellen (Kindes- und Erwachsenenschutz-
behörde, Sozialdienst) eingreifen. Diesen Be-
hörden ist in den letzten Jahren kein einziger 
solcher Fall bekannt geworden. Zudem wurde 

Dorfen auf dem Dorfplatz - meine Vision 
Vom unwohnlichen Vorplatz des Domicil für 
Senioren zum Platz, wo Frau, Mann und Kin-
der «dorfen», wo sich die Generationen treffen, 
weil sich diese hier wohl fühlen! 

Die Neugestaltung erlaubt Dorfplatzstimmung, 
ermöglicht zu verweilen, sich friedlich aufzu-
halten, bei Spielen (z.B. Pétanque, wie unter 
südfranzösischen Platanen) zuzuschauen, zur 
Kaffeepause mit Grosseltern und Enkeln nach 
dem Einkauf in der Migros, beim Beck und in 
der Apotheke, mit anschliessendem Besuch 
in der Bibilo-und Ludothek. Frau Hauser aus 
dem Domicil bietet ihre nachmittägliche Haus-
aufgabenbetreuung an und gibt den Kindern 
und Jugendlichen hilfreiche Tipps fürs Leben 
mit auf den Weg. Die älteste Generation trifft 
sich mit der jüngsten beim Sandkasten, man 
versteht sich prächtig. Die Alten wissen nicht 
mehr so genau, wie es ist, und die Kleinen 
noch nicht, wie es sein könnte. Und so finden 
sie sich in ihrer ganz eigenen Welt, wo andere 

Werte zählen. Landwirte aus der Umgebung 
bieten an ihren Ständen frisches Obst und 
Gemüse an und kommen mit den Agglome-
riten ins Gespräch über Sinn und Unsinn der 
jüngsten Gemeinderatsentscheide, die Milch-
preise oder die beschlossene Feuerwehrfu-
sion mit Meikirch. Der Gemeinderat wirbt an 
einem Stand für die von der Gemeinde geför-
derten Seniorenwohnungen auf dem sanierten 
Migrosgebäude auf der anderen Seite der für 
alle Verkehrsteilnehmer freundlich gestalteten 
Strassenkreuzung. Da wird neu der motori-
sierte Verkehr in den Untergrund verlegt und 
taucht erst nach der Garage oder in Wohlen 
wieder auf. Fussgänger und Velofahrer üben 
sich im gegenseitigen Respekt auf dem ver-
kehrsberuhigten erweiterten Dorfplatz. Am 
Generationenjassturnier mit TeilnehmerInnen 
aus vier Generationen verteidigt die 90-jährige 
Hanni ihren Königinnentitel mit dem 19-jähri-
gen FAGE-Angestellten aus der Hausmatte. Der 
Domicilbewohner Fritz ruft von seinem Balkon: 
«Guet Nacht am sächsi! Das muess de hüt nid 

Zum   Ortspolizeireglement

Generationen   verbinden

unbedingt si! Ig chume o no chli abe!» Unten 
angekommen gesellt er sich zum Generatio-
nentisch, wo gerade eine heisse Diskussion zur 
Organisation des nächsten Kulturfestivals mit 
der Theatergruppe «Vor Ort» stattfindet.

Wir sollten nie aufhören zu träumen!
Generationen verbinden heisst für mich, wieder 
vermehrt aufeinander zuzugehen, einander zu-
zuhören. So wird der Beitrag von jedem Einzel-
nen ein Beitrag für unsere Gemeinde. Darum 

braucht es einen Ort, den wir alle zusammen 
nutzen und wo wir uns begegnen können. So 
verbinden wir nicht nur Generationen, sondern 
die obere mit der unteren Gemeinde, und wir 
interessieren uns für die Anliegen der anderen. 

Deshalb «JA» zur Dorfplatzsanierung.

Maja Gerber Schneider

Literatur: Viktor Parma, Oswald Sigg: Die käufliche Schweiz. Für die Rück-
eroberung der Demokratie durch ihre Bürger. Nagel und Kimche, 2011.
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Im antiken Modell von Demokratie kam dem 
Theater eine politische Bedeutung zu. Es ziel-
te darauf, eine Brücke zum passiven Publikum 
zu schlagen, um ihm Identität zu vermitteln. Im 
Stadtstaat Athen herrschte Theaterpfl icht, der 
Theaterbesuch wurde bezahlt. Möglicherweise 
waren die Athener Bürger als Ganzes gebilde-
ter als Bürgerinnen und Bürger in den heuti-
gen Demokratien.
Auch bei den Römern wurde das Theater als 
staatliche Einrichtung betrachtet. Aus dem 
Mittelalter kennen wir die kirchlichen Myste-
rien- und Passionsspiele, die manchmal tage-
lang dauerten. In der Renaissance und im Ba-
rock spielte das Theater eine wichtige Rolle im 
öffentlichen Leben. In der zweiten Hälfte des 
19. Jahrhunderts liberalisierte sich die Thea-
terszene zunehmend. Damals, aber auch in der 
Zeit nach den sozialen Umwälzungen, began-
nen sich neue Theaterformen zu entwickeln, 
lokal in Europa unterbrochen vom Nationalso-
zialismus.
1903 wurde das Stadttheater Bern eröffnet. 
Das Theater war damals eher ein «Spielzeug 
des Bürgertums» und trug mit seiner Exklu-
sivität zu dessen Identitätsfi ndung bei – ver-
gleichbar mit den Anfängen des Theaters in 
Griechenland.
Heute, 30 Jahre nach der letzten Renovation, 
muss das Stadttheater Bern sicherheitstech-
nisch und baulich für total Fr. 45 Mio. saniert 
werden. Die geplante Sanierung ist ein Ge-
meinschaftsprojekt. Die Stadt, der Kanton 
und die Regionalkonferenz Bern-Mittelland 
treten als Finanzierer auf, die Stadtbauten 
Bern als Eigentümerin und Konzert Theater 
Bern als Nutzerin. Die Projektsteuerung liegt 
bei der Präsidialdirektion der Stadt Bern. Die 
76 Regionsgemeinden sollen freiwillig 4,96 
Mio. zur Sanierung beisteuern. Der Anteil der 
Kerngemeinde Wohlen beträgt gemäss Finan-
zierungsschlüssel der Regionalkonferenz Fr. 
205‘844.50. Zulasten des Kantons gehen Fr. 21 
Mio. Die Stadt Bern als Eigentümerin muss gut 
Fr. 19 Mio. selber tragen.

Für die geplante Sanierung werden Steuergel-
der eingesetzt, damit seriös arbeitende Leute 
ein Gebäude instand stellen können, das es 
wirklich nötig hat. Wer den Beitrag an die Sa-
nierung in Frage stellt, dem geht es wohl eher 
darum, die Zukunft dieses Ortes der Kultur in 
der Stadt Bern generell in Zweifel zu ziehen. 
Das Theater ist eine Schule des Sehens für 
alle Fragen des menschlichen Seins. In diesem 
Sinn könnte das Theater der Zukunft durch-
aus wieder vermehrt einen politischen Auftrag 
haben. Es braucht nicht gerade eine Theater-
pfl icht wie im alten Griechenland. Eine Ent-
schädigung in Form von bezahlten Theaterbe-
suchen für jene Bürgerinnen und Bürger, die 
sich in der Politik und anderswo ehrenamtlich 
engagieren, das könnte ich mir jedoch gut vor-
stellen. 
Kommt bitte an die Gemeindeversammlung 
und stimmt dem Kredit von Fr. 205'855.50 für 
die Sanierung des Stadttheaters Bern zu. Dan-
ke!

Ursula E. Brunner

Stadttheater,   Politik   und   Identität

das vorliegende Reglement unter anderem mit 
der Lärm- und Litteringproblematik begrün-
det. Dafür sind jedoch mit Sicherheit nicht die 
noch nicht zwölf Jahre alten Gemeindebewoh-
ner verantwortlich.
Wir werden an der Gemeindeversammlung die 
drei erwähnten Artikel aktiv bekämpfen und 
bitten um Ihre Unterstützung.

Als Gemeindepräsident werde ich im nächsten 
Jahr dafür sorgen, dass wichtige Geschäfte in 
adäquater Weise mit den Gemeindebürgerin-
nen und –bürgern besprochen werden. Das 
wird dem Klima in der Gemeinde mehr als nur 
dienlich sein.

Bänz Müller


